Beschluss-Vorlage „Kein Einkauf von gefracktem Gas“

Antragsentwurf für zur Gasversorgung für Parlamente der Kommunen/Magistrate/Landkreise:

Der Gemeindevorstand/Magistrat wird beauftragt, bei zukünftigen Erdgasbezügen dafür Sorge zu tragen, dass nur von solchen Lieferanten Gas bezogen wird, die garantiert kein Gas einkaufen und damit in das Netz einspeisen, das mittels der sog. Fracking-Fördermethode  gewonnen wurde.

Der Gemeindevertretung/der Stadtverordnetenversammlung ist über den Fortschritt zu berichten.

Begründung:

Durch Fracking gefördertes Gas wird eine 30 – 183% höhere Klimabelastung als derzeit in Deutschland verwendetes Gas zur Folge haben,. Die Umwelt- und Langzeitschäden durch Fracking wird die Gesamtgesellschaft tragen müssen. 

Fracking konterkariert durch seine schlechte Klimabilanz und seine immensen Umweltauswirkungen die bereits beschlossenen, politisch verbindlichen Klimaschutzziele auf nationaler und europäischer Ebene, die sich auch schon bereits auf der Ebene der Raumordnungsplanung durch Ausweisung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten wiederspiegeln. Deshalb ist der Einsatz von Gas aus unkonventioneller Förderung generell inakzeptabel. Der Frackingtechnik kann verhindernd begegnet werden, wenn möglichst viele Verbraucher den Einkauf von Frackinggas verhindern.

So wie der Bezug von Ökostrom den Atomausstieg unterstützt, kann dieser Beschluss das Einkaufsverhalten der Gaswirtschaft beeinflussen. Gleichzeitig kann dieser Beschluss Bürgerinnen und Bürgern eine Anregung für ihr Gas-Einkaufsverhalten sein.

